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Lesen Sie in dieser Ausgabe:

→ �Recht�
– �Möchten Sie mit dem tschechischen Katasteramt elektronisch kommunizieren oder einen 

Antrag stellen, obwohl sie keinen elektronischen Briefkasten haben?

→ �Steuern�
– �Die Grundsteuerrate ist bald zu bezahlen. Wie kann die Grundsteuerrate ermittelt werden?
– �Das Maßnahmenpaket VAT in the Digital Age (ViDA) – Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter 

– wurde verabschiedet
– �Abzug von Hypothekenzinsen für Genossenschaftswohnungen
– �F&E: Sind in Ihrer Projektdokumentation alle Mitarbeiter angegeben? 
– �Festsetzungsfrist bei Gesellschaften, an die eine Investitionszulage gewährt wird
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→ Recht

Möchten Sie mit dem tschechischen Katasteramt 
elektronisch kommunizieren oder einen Antrag 
stellen, obwohl sie keinen elektronischen 
Briefkasten haben?

von Alena Tomsová
Rödl & Partner Prag 

Das Kataster- und Landvermessungsportal wurde 
durch seinen Betreiber – die Tschechische Land-
vermessungs- und Katasterbehörde – am 4.  Fe-
bruar 2025 in Betrieb genommen. Es ermöglicht 
digitale Rechtsgeschäfte gegenüber der Behörde 
mittels der sog. e-identity.
	 Die neue Anwendung dient der Vorbe-
reitung und Übermittlung von Dokumenten an das 
Ressort für Landvermessung und Katasterwesen. 
Dokumente können sowohl von der Fachöffentlich-
keit (z. B. Vermessungsingenieuren im Zusammen-
hang mit Tätigkeiten, die sich in der Katasterkarte 
niederschlagen) als auch von der Allgemeinheit er-
stellt und versandt werden: wer eine Immobilie ver-
kauft oder kauft, wer eine Immobilie verschenken 
oder eine Dienstbarkeit an dieser errichten möch-
te, wer eine Änderung von Daten melden möchte 
(z. B. eine Änderung des Grundstücks nach der 
amtlichen Bauabnahme eines neuen Hauses) etc. 
Die erforderlichen Anlagen können ebenfalls über-
mittelt werden – diese müssen in eine elektroni-
sche Version konvertiert werden.
	 Mit der Anwendung können Daten aus 
dem Grundbuch und früheren Registern erworben 
werden, d. h. es können Dokumente in elektro-
nischer Form gekauft werden (Auszüge aus dem 
Grundbuch, Kopien von Verträgen, Übersichten 
über das Eigentum einer bestimmten Person usw.) 
oder Katasteraufzeichnungen kostenlos einge-
sehen werden. Sofern ein Eigentümer vom Ka-
tasteramt benachrichtigt werden möchte, wenn 
sich bezüglich seiner Immobilie eine Eintragung 
ändert, kann die Leistung einer Verfolgung von 
Änderungen vereinbart werden (ein sog. Watch-
dog).

	 Wenn der Nutzer aus irgendeinem Grund 
das Portal nicht für den Versand eines Dokuments 
nutzen möchte, kann er das mit der Anwendung er-
stellte Dokument an die Behörde auch außerhalb 
des Portals übermitteln, z. B. per Post. In diesem 
Fall kommt der Nutzer jedoch nicht in den Genuss 
aller Dienste, die das Portal bietet, und vor allem 
nicht aller seiner Vorteile. Dazu gehört zweifellos 
eine Ersparnis bei der Verwaltungsgebühr: Wird 
die Anwendung für eine Einreichung verwendet, für 
die eine Verwaltungsgebühr zu entrichten ist (z. B. 
für einen Antrag auf Eintragung eines Eigentums-
rechtes), erhält der Nutzer einen Nachlass von 20 
%. In der Praxis bedeutet dies, dass die Gebühr 
für die Einreichung eines Antrages auf Eintragung 
in das Grundbuch 1.600 CZK statt der üblichen 
2.000 CZK betragen wird.

Vereinfacht ausgedrückt dient das Kataster- 
und Landvermessungsportal nicht nur als 
eine Art elektronisches Formular mit Hilfe 
bei der Erstellung von Dokumenten, sondern 
ersetzt auch elektronische Briefkästen (Data 
Boxes), die klassische Post und den persönli-
chen Besuch bei der Behörde.

Die Anwendung erlaubt keine Datenextraktion 
durch automatisierte Mittel („Suchroboter“), so 
dass das Portal gezielt nicht zulässt, was in der 
Vergangenheit oft kritisiert wurde und der Grund 
für Änderungen beim kostenlosen Fernzugriff auf 
das Katasterregister war (sog. CAPTCHA).
	 Die Tschechische Landvermessungs- 
und Katasterbehörde betreibt die Anwendung der-
zeit noch im Testbetrieb, ein sukzessiver Start aller 

Nutzern in der Tschechischen Republik steht seit Anfang des Jahres eine neue internet-
basierte Anwendung zur Verfügung, um mit dem Katasteramt kommunizieren zu können 
– das Kataster- und Landvermessungsportal (Portál katastru a zeměměřictví). Die Anwen-
dung ist für eine interaktive Arbeit bestimmt, die Nutzer sparen einen Teil der Verwal-
tungsgebühren und müssen nicht persönlich bei der Behörde vorsprechen.
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→ Steuern

Die Grundsteuerrate ist bald zu bezahlen. Wie kann 
die Grundsteuerrate ermittelt werden?

von Petr Koubovský
Rödl & Partner Prag 

Wann wird die Grundsteuer festgesetzt?

Die Finanzämter haben in der zweiten Aprilhälf-
te die ersten Grundsteuerbescheide erlassen. 
An mehr als eine Million Menschen werden die 
Grundsteuerbescheide elektronisch übermittelt, 
eine weitere Million von Steuerpflichtigen erhält 
die Grundsteuerbescheide per E-Mail. Die Grund-
steuerbescheide werden schon in der ersten Mai-
hälfte erlassen. Die Steuerpflichtigen werden die 
Postanweisungen, von denen es etwa 1,8 Millionen 
geben wird, spätestens am 23. Mai in ihren Brief-
kästen finden.
	 Die Grundsteuerzahlung selbst soll-
te kein großes Problem darstellen, insbesondere 
wenn Kommunikationskanäle wie QR-Code oder 
Internetbanking genutzt werden. 

Wann ist der letzte Termin für die 
Grundsteuerzahlung?

An dieser Stelle möchten wir darauf hinweisen, 
dass die Grundsteuer, die 5.000 CZK übersteigt, in 
zwei Raten zu zahlen ist:
– �die erste Rate ist bis zum 2. Juni 2025 zu bezah-

len (da der letzte Tag im Mai auf einen Samstag 
fällt). 

– �die zweite Rate ist am 1. Dezember 2025 fällig

Wie kann man die Grundsteuer jetzt ermitteln und 
nicht warten? 

Die Grundsteuerzahlung können Sie im Online-
Portal Moje daně abrufen. Die Anmeldung kann 
einfach über die Bankidentität oder die DatenBox 
erfolgen.
	 Mit nur wenigen Klicks sehen Sie Ihren 
Grundsteuerbetrag.

Ihr Konto » Persönlicher Steuerkalender für den 
2. Juni 2025 » Fälligkeitsdatum » Zahlungsdetails 
» Endgültiger Steuerbetrag für 2025

Sind Sie Eigentümer von Gebäuden, die in ver-
schiedenen Bezirken liegen, erhalten Sie geson-
derte Zahlungsinformationen – mehrere Briefe 
oder Postanweisungen. 
	 Obwohl im Jahr 2024 kein Grundsteuer-
Änderungsgesetz verabschiedet wurde, bedeutet 
dies nicht, dass keine Änderungen erfolgt sind. 
Die wichtigsten Änderungen betreffen den Hebes-
atz, der wesentlich geändert wurde. So wurde bei-
spielsweise der Hebesatz von 1,5, der für Ferien-

Funktionen und Möglichkeiten steht aber zu er-
warten. Obwohl der Betreiber nicht plant, vorläu-
fige Informationen über mögliche Änderungen zu 
veröffentlichen, kann davon ausgegangen werden, 
dass Anpassungen vor allem zur Verbesserung der 
Benutzerfreundlichkeit und zur Ausweitung der 
Dienste vorgenommen werden.
	 Falls Sie sich mit der neuen internet-
basierten Anwendung vertraut machen möchten, 
können wir Sie gegebenenfalls gern bei Ihrem Weg 
durch das Portal begleiten, das unter folgender 
Adresse zur Verfügung steht: https://portal.cuzk.
gov.cz/.

Kontakt für weitere Informationen

Die erste Grundsteuerrate muss bis zum 2. Juni bezahlt werden. Wie jedes Jahr begin-
nen die Finanzbehörden im April mit dem Versand von Informationen über Grundsteu-
erzahlungen. Möchten Sie wissen, wie hohe Grundsteuer Sie in diesem Jahr zu zahlen 
haben – und keine bösen Überraschungen erleben? Informieren Sie sich frühzeitig. 

JUDr. Alena Tomsová, Ph.D. 
advokátka
(Rechtsanwältin CZ)
Senior Associate
T +420 236 163 740
alena.tomsova@roedl.com
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Das Mehrwertsteuerpaket 
ViDA, dessen Maßnahmen 
zwischen 2025 und 
2035 in Kraft treten, 
ändert wesentlich die 
Mehrwertsteuer.
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→ Steuern

Das Maßnahmenpaket VAT in the Digital Age 
(ViDA) – Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter 
– wurde verabschiedet

von Johana Imbr, Monika Páblová
Rödl & Partner Prag 

ViDA gilt für alle Un-
ternehmen, die in der 
EU Lieferungen und 
sonstige Leistungen 
ausführen, unabhän-
gig davon, ob sie in 
einem Mitgliedstaat 
ansässig sind. Das 
Mehrwertsteuerpaket 
regelt drei Bereiche: 

das digitale Meldesystem (DRR), die Besteuerung 
von Online-Plattformen (Plattformwirtschaft) und 
die einzige MwSt-Registrierung. Diese Maßnah-
men werden stufenweise mit unterschiedlichen 
Umsetzungsfristen zwischen 2025 und 2035 um-
gesetzt. 

Erste ViDA-Maßnahme: Elektronische 
Berichterstattung und E-Rechnungen

Zwanzig Tage nach Veröffentlichung des Mehr-
wertsteuerpakets – im April 2025 – können die Mit-

gliedstaaten verpflichtende elektronische Rech-
nungen für inländische Umsätze einführen.
	 Darüber hinaus müssen ab dem 1. Juli 
2030 elektronische Rechnungen in einem struk-
turierten elektronischen Format für innergemein-
schaftliche Umsätze zwischen Unternehmen so-
wie zwischen Unternehmen und den öffentlichen 
Behörden ausgestellt werden. E-Rechnungen müs-
sen innerhalb von 10 Tagen ab Lieferung/sonsti-
ger Leistung (oder der Zahlung, falls diese vor der 
Lieferung/sonstigen Leistung geleistet wird) aus-
gestellt werden. An die zuständigen Finanzbehör-
den müssen bestimmte Rechnungsangaben nicht 
nur von Lieferern, sondern auch von Abnehmern 
elektronisch weitergeleitet werden. Darüber hin-
aus müssen die Mitgliedstaaten bis zum 1. Januar 
2035 die Struktur ihrer eigenen E-Rechnungen, die 
bereits vor 2024 eingeführt wurden, an den EU-
Standard anpassen. 

Zweite ViDA-Maßnahme: Plattformwirtschaft

Mit dieser Säule wird mit Wirkung zum 1. Juli 2028 
(spätestens jedoch zum 1. Januar 2030) eine Rege-
lung eingeführt, nach der die Online-Plattformen 

Am 11. März 2025 hat der Rat der Europäischen Union nach erneuten Besprechungen 
mit dem Europäischen Parlament das Mehrwertsteuerpaket für das digitale Zeitalter 
„ViDA“ verabschiedet. Das Maßnahmenpaket zielt darauf ab, das Mehrwertsteuersys-
tem in der Europäischen Union (EU) zu modernisieren. Durch Verabschiedung des EU-
Mehrwertsteuerpakets wird die Mehrwertsteuer erheblich geändert. 

häuser, Garagen und gewerblich genutzte Gebäude 
oder Einheiten galt, abgeschafft. Auch der auf der 
Einwohnerzahl basierende Hebesatz besteht nicht 
mehr. 
	 Dennoch kann die Höhe der Grundsteu-
er in diesem Jahr im Vergleich zu den Vorjahren 
erheblich schwanken - und oft steigen. Die Grund-
steuerzahlung wird zwar nicht dramatisch erhöht, 
ist jedoch doch höher als in den Vorjahren.
	E s ist noch Zeit, den Grundsteuerbetrag 
zu überprüfen – in den meisten Fällen lassen sich 
erfahrungsgemäß Einsparungen erzielen. 

Kontakt für weitere Informationen

Ing. Petr Koubovský
daňový poradce (Steuerberater CZ)
Associate Partner
Leiter der Abteilung der tschechischen 
Steuerberaterkammer für 
Vermögensteuern
T +420 236 163 246
petr.koubovsky@roedl.com
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zur Umsatzsteuer herangezogen werden, wenn 
über die Plattform Leistungen im Bereich Perso-
nenbeförderung oder eine kurzfristige Vermietung 
von Unterkünften (maximal 30 Nächte) erbracht 
werden.  Die Plattform wird nur dann nicht zur 
Umsatzsteuer herangezogen, wenn der Anbieter 
dem Plattformbetreiber seine USt-IdNr. des Mit-
gliedstaates, in dem die Umsatzsteuer geschuldet 
wird, mitteilt und erklärt, dass er die Umsatzsteuer 
entrichten wird. Für Kleinunternehmer gilt die opt-
out-Klausel. Die Mitgliedstaaten können selbst 
entscheiden, ob auch Kleinunternehmer unter die 
Regelung fallen. 

Dritte ViDA-Maßnahme: Einzige MwSt-
Registrierung

Mit der letzten Maßnahme des Mehrwertsteuerpa-
kets werden Änderungen eingeführt, die die Mehr-
wertsteuerregistrierung vereinfachen. Insbeson-
dere wird die Regelung des One-Stop-Shop (OSS) 
auf weitere B2C-Umsätze erweitert, darunter auf 
Lieferungen von Strom und Gas, Lieferungen mit 
Installation oder Montage sowie inländische Lie-
ferungen und sonstige Leistungen. Ein neuer OSS 
tritt am 1. Juli 2028 in Kraft, mit Ausnahme des 
One-Stop-Shop für Lieferungen von Gas, Elektrizi-
tät, Wärme und Kälte, der bereits am 1. Januar 2027 
in Kraft treten wird. Des Weiteren wird ein neuer 

OSS für innergemeinschaftliches Verbringen ein-
geführt, um mehrfache Mehrwertsteuerregistrie-
rungen in verschiedenen Mitgliedstaaten zu ver-
meiden. Diese neue Regelung soll ab dem 30. Juni 
2029 die Konsignationslagerregelung ersetzen.
	E ine weitere Änderung ist die Erwei-
terung der inländischen Umkehrung der Steuer-
schuldnerschaft, die ab dem 1. Juli 2028 für alle 
Lieferungen und sonstigen Leistungen von Liefe-
ranten und Dienstleistern gelten wird, die in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Umsatzsteuer geschuldet 
wird, weder ansässig noch für MwSt-Zwecke regis-
triert sind. Diese Regelung kann in Anspruch ge-
nommen werden, wenn Abnehmer oder Leistungs-
empfänger im Mitgliedstaat der Besteuerung für 
MwSt-Zwecke registriert sind.

Kontakt für weitere Informationen

Ing. Johana Imbr
daňová poradkyně
(Steuerberaterin CZ)
Senior Associate 
T +420 236 163 249
johana.imbr@roedl.com
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→ Steuern

Abzug von Hypothekenzinsen für 
Genossenschaftswohnungen

von Daniel Ďuriš
Rödl & Partner Prag

Ziel des Wohnraumförderungs-Änderungsgesetzes 
ist es, dass natürliche Personen Hypothekenzinsen 
abziehen können, die bei einem breiteren Spekt-
rum von Finanzierungsmodellen für Wohnungen 
anfallen.
	N ach den aktuellen gesetzlichen Vor-
schriften können Zinsen für Bauspardarlehen, Hy-
pothekendarlehen oder Kredite für die Finanzie-
rung von Wohnungen abgezogen werden, in denen 
Steuerpflichtige selbst wohnen.
	E ine eigene Wohnung wird oft durch 
den Erwerb eines Anteils an einer Wohnungsge-
nossenschaft gesichert, für dessen Finanzierung 
den Wohnungsgenossenschaften oft Annuitä-
tendarlehen  gewährt werden. Die Zahlungen von 
Steuerpflichtigen stellen den Anteil des Mitglieds 
der Wohnungsgenossenschaft an der Rückzahlung 
des Annuitätendarlehens der Wohnungsgenossen-
schaft dar. Mit dem Erwerb des Geschäftsanteils 
verpflichtet sich der Steuerpflichtige, sich an Kre-
ditraten und Zinszahlungen für den Kreditanteil zu 
beteiligen, der seinem Geschäftsanteil entspricht. 
Diese Finanzierungsform ist für einige Steuer-
pflichtige vorteilhafter, da die Annuitätendarle-
hen von Wohnungsgenossenschaften im Vergleich 
zu Krediten, die direkt an Steuerpflichtige gewährt 
würden, einfacher beansprucht werden können.
	 Wegen der angespannten Lage auf dem 
Immobilienmarkt soll mit dem vorgeschlagenen 
Änderungsgesetz der Steuerabzug auch auf Zin-
sen für Kredite von Wohnungsgenossenschaften 
erweitert werden, wenn die Kreditzinsen von Ge-
nossenschaftsmitgliedern selbst bezahlt werden. 
Die Kreditzinsen können vom Steuerpflichtigen 
unter der Voraussetzung abgezogen werden, dass 
die Genossenschaft den Genossenschaftsmitglie-

dern nur die tatsächlich gezahlten Kreditzinsen 
zurechnet. Gleichzeitig muss die Wohnung von 
Steuerpflichtigen oder ihrer nahen Angehörigen 
als ständiger Wohnsitz genutzt werden. 
	 In der Praxis kann eine Kombination 
verschiedener Formen der Wohnungsfinanzierung 
erfolgen, z. B. eine Kombination aus einem Hypo-
thekendarlehen und dem Erwerb eines Anteils an 
einer Wohnungsgenossenschaft, der mit gleich-
bleibenden Zahlungen zurückgezahlt wird. Auch in 
diesem Fall kann der Steuerpflichtige sowohl die 
Zinsen für den eigenen Kredit als auch die Zinsen 
für den Kredit der Wohnungsgenossenschaft abzie-
hen. Für Kredite, die nach 2021 vereinbart werden, 
beträgt der Steuerabzug unverändert CZK 150.000 
pro Jahr. 
	 Die neue Steuervergünstigung wird 
durch ein Steuerpaket gewährt, dessen Ziel die 
Verbesserung der Lage auf dem Wohnungsmarkt 
ist. Zu weiteren Maßnahmen gehören öffentliche 
Förderungen, die Einrichtung eines neuen Woh-
nungsfonds, die Finanzierung des Wohnungsbaus 
durch Pensionsfonds oder öffentlich geförderte 
Kredite für junge Familien. 
	 Das Änderungsgesetz ist am 1. Januar 
2026 in Kraft getreten. 

Kontakt für weitere Informationen

Die Abgeordnetenkammer hat ein Wohnraumförderungs-Änderungsgesetz verabschie-
det, das steuerliche Vorteile von natürlichen Personen bei der Finanzierung des Woh-
nungseigentums erweitert. Steuerpflichtige können nun nicht nur Zinsen für Hypothe-
kendarlehen und Bausparzinsen, sondern auch Zinsen für Kredite abziehen, die an 
Wohnungsgenossenschaften gewährt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. Diese Gesetzesänderung ist eine Reaktion auf die sich verschlechternde 
Verfügbarkeit von Wohnungen in Tschechien und zielt darauf ab, alternative Finanzie-
rungsformen zu fördern.

Ing. Martina Šotníková 
daňová poradkyně
(Steuerberaterin CZ) 
Associate Partner 
T +420 236 163 237 
martina.sotnikova@roedl.com
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→ Steuern

F&E: Sind in Ihrer Projektdokumentation alle 
Mitarbeiter angegeben?

von Tomáš Jirásek
Rödl & Partner Prag

In seinem Urteil vom 22. November 2024, Nr. 5 Afs 
56/2024, prüfte das Oberste Verwaltungsgericht 
einen Fall, in dem eine Gesellschaft die gesetzli-
che Voraussetzung für den Abzug des Forschungs- 
und Entwicklungsfreibetrags gemäß § 34c Abs. 1 
Buchst. E) des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
nicht erfüllte. Die Gesellschaft war nach dieser 
gesetzlichen Bestimmung verpflichtet, in der Pro-
jektdokumentation (die bis zum 31. März 2019 als 
„F&E-Projekt“ bezeichnet wurde) die Namen aller 
für den F&E-Auftrag verantwortlichen Mitarbeiter, 
unter Angabe ihrer Qualifikation und der Art ihres 
Beschäftigungsverhältnisses, anzugeben. Das Ur-
teil stützt sich auf die Fassung des EStG vor dem 
1. April 2019, seine Schlussfolgerungen können je-
doch auch auf die aktuelle Fassung des EStG an-
gewandt werden. 
	 Im geprüften Fall wurden von der Ge-
sellschaft in der Projektdokumentation zehn 
Mitarbeiter angegeben, obwohl am F&E-Auftrag 
im Jahr 2015 46 Mitarbeiter beteiligt waren. Das 
Amtsgericht Prag stellte fest, dass die Projektdo-
kumentation sorgfältig zu erstellen ist und alle 
Änderungen aufzuzeichnen und nachträglich zu 
dokumentieren sind, was die Gesellschaft nicht 
getan hat. Die Gesellschaft war jedoch überzeugt, 
dass in der Projektdokumentation nicht alle für 
den F&E-Auftrag verantwortlichen Mitarbeiter 

anzugeben sind, sondern nur die „für die Projekt-
leitung verantwortlichen Fachmitarbeiter“, die 
für die erfolgreiche Ausführung des F&E-Auftrags 
zuständig waren. Das Oberste Verwaltungsgericht 
wies diese Auslegung mit der Begründung zurück, 
dass es sich um eine exakte gesetzliche Bestim-
mung handelt, die keine andere Auslegung zu-
lasse als die, dass jeder Projektträger in der Pro-
jektdokumentation aufgeführt werden muss. Das 
Oberste Verwaltungsgericht ließ sich von der his-
torischen Auslegung, der Fachliteratur und dem 
Zweck der gesetzlichen Bestimmung leiten, die er 
als Absicht des Gesetzgebers ansah, die Ausfüh-
rung von F&E-Aufträgen durch eigene Mitarbeiter 
zu fördern. Damit soll das Interesse von Gesell-
schaften an qualifizierten Mitarbeitern und deren 
Beschäftigung erhöht werden. Daher sind F&E-
Aufträge durch „eigene Mitarbeiter“ auszuführen 
und die Gesellschaften haben nicht nur die für die 
Projektleitung verantwortlichen Fachmitarbeiter, 
sondern alle Projektträger zu beschäftigen. So-
fern die Gesellschaft die Namen der Projektträger 
von Anfang an kannte, hätte sie diese in die Pro-
jektdokumentation einbeziehen müssen. Nach der 
gesetzlichen Fassung vom 1. April 2019 müssen in 
der Projektdokumentation nicht nur alle Mitarbei-
ter aufgeführt werden, die am F&E-Auftrag seit der 
Absicht, den Forschungs- und Entwicklungsfrei-
betrag abzuziehen, beteiligt sind, sondern auch 
diejenigen, die den F&E-Auftrag in Zukunft aus-
führen werden. Aus dem Urteil geht auch hervor, 

Das Oberste Verwaltungsgericht hat kürzlich geprüft, ob ein Steuerpflichtiger, der den 
Forschungs- und Entwicklungsfreibetrag abgezogen hat, in der Projektdokumentation 
alle an einem F&E-Auftrag beteiligten Mitarbeiter aufführen muss.
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dass nachträgliche unvorhergesehene Änderun-
gen erläutert oder in der Änderungsdokumentati-
on anzugeben sind, die nach § 34c Abs. 4 EStG zu 
erstellen ist. 
	 Wie das Oberste Verwaltungsgericht 
in der Vergangenheit mehrfach entschieden hat, 
führt die Nichtangabe einer einzigen Pflichtangabe 
bei F&E-Aufträgen dazu, dass der Forschungs- und 
Entwicklungsfreibetrag nicht abgezogen werden 
darf. Besteht keine formell einwandfreie Projekt-
dokumentation, ist es nicht mehr notwendig, ma-
terielle Aspekten von Forschungs- und Entwick-
lungsaufträgen zu prüfen.
	 Da F&E nach wie vor zu den Bereichen 
gehört, in denen der Erfolg bei Außenprüfungen 
unsicher ist, möchten wir Ihnen abschließend emp-

fehlen, dass Sie sich bei Vorbereitung und Ausfüh-
rung eines F&E-Auftrags von Fachleuten betreuen 
lassen.

Kontakt für weitere Informationen

Mgr. Ing. Tomáš Jirásek
daňový poradce
(Steuerberater CZ)
Manager 
T +420 236 163 215
tomas.jirasek@roedl.com

→ Steuern

Festsetzungsfrist bei Gesellschaften, an die eine 
Investitionszulage gewährt wird

von Tomáš Jirásek
Rödl & Partner Prag 

Im beurteilten Fall wurde bei einem Steuerpflich-
tigen, an den am 10. Oktober 2006 eine Investi-
tionszulage gewährt wurde, eine Außenprüfung 
durchgeführt, die Veranlagungszeiträume 2011/12 
und 2012/13 umfasste. Nach Abschluss der Au-
ßenprüfung wurde vom Finanzamt für beide Ver-
anlagungszeiträume ein Änderungsbescheid erlas-
sen, der am 15. September 2021 bestandskräftig 
geworden ist. Der Streit mit dem Finanzamt betraf 
den Zeitpunkt, zu dem die Festsetzungsfrist für die 
oben genannten Veranlagungszeiträume abgelau-
fen ist. 
	 Der Lauf der Festsetzungsfrist für Ge-
sellschaften, an die eine Investitionszulage ge-

währt wird, ist im § 38r Abs. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG) geregelt. Es gilt Folgendes „...die 
Festsetzungsfrist für den Veranlagungszeitraum, in 
dem die Investitionszulage gewährt wurde, sowie 
für alle weiteren Veranlagungszeiträume, in denen 
die Investitionszulage abgezogen werden kann, en-
det mit Ablauf des Jahres, in dem die nach § 35a 
Abs. 7, 8 oder 9 EStG genannten Ereignisse einge-
treten sind oder mit Ablauf der Frist für die Ge-
währung der Investitionszulage.“ Diese Regelung 
gilt als spezielle Regelung für die allgemeine drei-
jährige Festsetzungsfrist nach § 148 Abs. 1 der Ab-
gabenordnung (AO). Die Festsetzungsfrist beginnt 
mit Ablauf der Abgabefrist.
	 Der Steuerpflichtige erfüllte die Vor-
aussetzungen für die Gewährung der Investitions-
zulage im Veranlagungszeitraum 2008/09, in dem 

Das Oberste Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. Februar 2025, Aktenzei-
chen 7 Afs 257/2023, kommentiert, wie die Festsetzungsfrist bei Gesellschaften ermit-
telt wird, an die eine Investitionszulage gewährt wird.
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ihm die Investitionszulage gewährt wurde. Dies war 
unstrittig. Der Steuerpflichtige vertrat jedoch die 
Ansicht, dass er aufgrund des Zeitpunkts, zu dem 
die Voraussetzungen für die Gewährung der Inves-
titionszulage erfüllt wurden und in dem schon EStG 
in der Fassung zum 1. Juli 2007 anzuwenden war, 
der Investitionsabzugsbetrag in höchstens fünf auf-
einanderfolgenden Veranlagungszeiträumen abge-
zogen werden konnte. Seiner Ansicht nach war die 
Festsetzungsfrist für die geprüften Veranlagungs-
zeiträume bereits viele Jahre vor Beendigung der 
Außenprüfung abgelaufen. Das Oberste Verwal-
tungsgericht teilte diese Auffassung nicht und wies 
die Kassationsbeschwerde zurück. 
	N ach Ansicht des Obersten Verwaltungs-
gerichts ist im vorliegenden Fall für die Anwendung 
des Einkommensteuergesetzes der Zeitpunkt maß-
geblich, zu dem der Bescheid über die Gewährung 
der Investitionszulage erlassen wurde – Jahr 2006, 
in dem die Festsetzungsfrist noch zehn Jahre be-
trug. Der Steuerpflichtige konnte die Investitions-
zulage in zehn aufeinanderfolgenden Veranlagungs-
zeiträumen in Anspruch nehmen. Ausgehend davon 
war der letzte Veranlagungszeitraum, in dem die 
Investitionszulage abgezogen werden konnte, der 
Veranlagungszeiträume 2017/18, mit dessen Ablauf 
die dreijährige Festsetzungsfrist begann, die am 
1.  Oktober 2021 endete. Da die Festsetzungsfrist 
für den Veranlagungszeitraum 2011/12 am 1. Okto-
ber 2012 und für den Veranlagungszeitraum 2012/13 
am 1. Oktober 2013 begann, ist die Festsetzungsfrist 

für die geprüften Veranlagungszeiträume nach der 
oben genannten Auslegung erst am 1. Oktober 2021 
abgelaufen. 
	 In seinem Urteil stellte das Oberste Ver-
waltungsgericht darüber hinaus fest, dass auch bei 
einer Investitionszulage (nach § 38r Abs. 1 EStG) die 
Schlussfolgerungen des Urteils in der Rechtssache 
Nr. 9 Afs 81/2020 zu beachten sind. In diesem Ur-
teil kam das Oberste Verwaltungsgericht zu dem 
Schluss, dass die Körperschaftsteuer unter übli-
chen Umständen gemäß § 148 Abs. 5 AO spätestens 
innerhalb von zehn Jahren festgesetzt werden kann. 
Daraus folgt, dass eine Außenprüfung für alle zehn 
Veranlagungszeiträume, in denen die Investitions-
zulage in Anspruch genommen werden könnte, frü-
her oder später nicht mehr vorgenommen werden 
kann. 

Kontakt für weitere Informationen

Mgr. Ing. Tomáš Jirásek
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Manager 
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